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Eignungsprüfung der Anwendung des 
Verursacherprinzips im Umweltbereich

Mit * markierte Felder sind Pflichtfelder.

Einleitung

Das Verursacherprinzip sollte in der Umweltpolitik der EU gemäß Artikel 191 Absatz 2 der konsolidierten 
Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union EUR-Lex - 12008E191 - DE (europa.

 umgesetzt werden.eu)

Im Rahmen des Verursacherprinzips müssen die Verursacher von Umweltverschmutzung für die 
Maßnahmen, die sie zur Verhinderung von Verschmutzung ergreifen, und für die von ihnen verursachte 
Verschmutzung aufkommen. Das Prinzip bietet einen Anreiz, Umweltschäden von vornherein zu 
vermeiden, und Verursacher werden zur Verantwortung gezogen. Beispielsweise kommen die Fragen auf, 
ob ein industrieller Betreiber für Systeme zur Verringerung der Umweltverschmutzung und zum 
Risikomanagement zahlt, und ob dieser Betreiber für die Beseitigung von Umweltschäden oder die Kosten 
der Umweltverschmutzung für die Gesellschaft aufkommt. Es geht also um Umweltwirksamkeit, 
wirtschaftliche Effizienz und einen gerechten Übergang, der soziale Ungleichheiten minimiert, die sich aus 
den Auswirkungen auf die Umwelt und der Umweltpolitik ergeben, und in dem Maßnahmen zum Schutz der 
Umwelt sozial gerecht und inklusiv umgesetzt werden.

Der Europäische Rechnungshof ist zu dem Schluss gekommen, dass das Verursacherprinzip[1] in 
unterschiedlichem Maße in der EU-Umweltpolitik zum Ausdruck kommt und umgesetzt wird und daher nicht 
umfassend greift und unvollständig ist. Als Reaktion auf die Empfehlung des Rechnungshofes kündigte die 
Kommission in ihrem  an, „Empfehlungen für die Umsetzung des Null-Schadstoff-Aktionsplan
Verursacherprinzips auf der Grundlage einer Eignungsprüfung im Jahr 2024“ auszuarbeiten.

Mit der Eignungsprüfung wird untersucht, ob durch die politischen Maßnahmen auf EU- und nationaler 
Ebene sichergestellt wird, dass die Verursacher die Kosten der Maßnahmen zur Vermeidung, Eindämmung 
und Beseitigung von Umweltverschmutzung tragen. Sie befasst sich mit Aspekten wie dem Einsatz 
marktgestützter Instrumente durch die EU und die EU-Mitgliedstaaten, der indirekten Zahlung von 
umweltschädlichen Subventionen an den Verursacher oder der möglichen Nichtumsetzung des 
Verursacherprinzips im Rahmen von EU-Fonds sowie mit der Art und Weise, wie Umwelthaftungen 
gehandhabt werden, und dem Einsatz von Preisgestaltung in der Politik.

Ziel dieser öffentlichen Konsultation ist es, die Ansichten der Interessenträger zur Umsetzung des 
Verursacherprinzips in der EU sowie mögliche entsprechende Nachweise zusammenzutragen und 
herauszufinden, was gut und was weniger gut funktioniert, sowie wo der Mehrwert der EU im Hinblick auf 
seine Umsetzung liegt.

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:12008E191:EN:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:12008E191:EN:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0400&qid=1623311742827
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[1] EuRH (2021). Sonderbericht 12/2021.

Angaben zu Ihrer Person

Im Fragebogen verwendete Sprache
Bulgarisch
Dänisch
Deutsch
Englisch
Estnisch
Finnisch
Französisch
Griechisch
Irisch
Italienisch
Kroatisch
Lettisch
Litauisch
Maltesisch
Niederländisch
Polnisch
Portugiesisch
Rumänisch
Schwedisch
Slowakisch
Slowenisch
Spanisch
Tschechisch
Ungarisch

In welcher Eigenschaft nehmen Sie an dieser Konsultation teil?
Hochschule/Forschungseinrichtung
Wirtschaftsverband
Unternehmen
Verbraucherorganisation

*

*

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_12/SR_polluter_pays_principle_EN.pdf
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EU-Bürger/in
Umweltorganisation
Nicht-EU-Bürger/in
Nichtregierungsorganisation (NRO)
Behörde
Gewerkschaft
Sonstige

Vorname

Jennifer

Nachname

Schaefer-Sack

E-Mail-Adresse (wird nicht veröffentlicht)

info@agw-nw.de

Name der Organisation
höchstens 255 Zeichen

Arbeitsgemeinschaft der Wasserwirtschaftsverbände in NRW e.V.

Größe der Organisation
Sehr klein (1 bis 9 Beschäftigte)
Klein (10 bis 49 Beschäftigte)
Mittel (50 bis 249 Beschäftigte)
Groß (250 oder mehr Beschäftigte)

Nummer im Transparenzregister
höchstens 255 Zeichen

Bitte prüfen Sie, ob Ihre Organisation im  eingetragen ist. Das Transparenzregister ist eine Transparenzregister
Datenbank, in die sich Organisationen, die Einfluss auf EU-Entscheidungsprozesse nehmen möchten, eintragen 
lassen können.

286777811592-48

Herkunftsland
Bitte geben Sie Ihr Herkunftsland oder das Ihrer Organisation an.

*

*

*

*

*

*

http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
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Diese Liste gibt nicht den offiziellen Standpunkt der europäischen Organe bezüglich des rechtlichen Status der 
genannten Gebietskörperschaften oder ihrer diesbezüglichen Politik wieder. Es handelt sich um eine 
Zusammenstellung oftmals voneinander abweichender Listen und Verfahren.

Afghanistan Fidschi Litauen Schweden
Ägypten Finnland Luxemburg Schweiz
Ålandinseln Frankreich Macau Senegal
Albanien Französische 

Süd- und 
Antarktisgebiete

Madagaskar Serbien

Algerien Französisch-
Guayana

Malawi Seychellen

Amerikanische 
Jungferninseln

Französisch-
Polynesien

Malaysia Sierra Leone

Amerikanisch-
Samoa

Gabun Malediven Simbabwe

Andorra Gambia Mali Singapur
Angola Georgien Malta Sint Maarten
Anguilla Ghana Marokko Slowakei
Antarktis Gibraltar Marshallinseln Slowenien
Antigua und 
Barbuda

Grenada Martinique Somalia

Äquatorialguinea Griechenland Mauretanien Spanien
Argentinien Grönland Mauritius Sri Lanka
Armenien Guadeloupe Mayotte St. Barthélemy
Aruba Guam Mexiko St. Helena, 

Ascension und 
Tristan da Cunha

Aserbaidschan Guatemala Mikronesien St. Kitts und 
Nevis

Äthiopien Guernsey Moldau St. Lucia
Australien Guinea Monaco St. Martin
Bahamas Guinea-Bissau Mongolei St. Pierre und 

Miquelon
Bahrain Guyana Montenegro St. Vincent und 

die Grenadinen
Bangladesch Haiti Montserrat Südafrika
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Barbados Heard und die 
McDonaldinseln

Mosambik Sudan

Belarus Honduras Myanmar/Birma Südgeorgien 
und Südliche 
Sandwichinseln

Belgien Hongkong Namibia Südkorea
Belize Indien Nauru Südsudan
Benin Indonesien Nepal Suriname
Bermuda Insel Man Neukaledonien Svalbard und 

Jan Mayen
Bhutan Irak Neuseeland Syrien
Bolivien Iran Nicaragua Tadschikistan
Bonaire, Saba 
und St. Eustatius

Irland Niederlande Taiwan

Bosnien und 
Herzegowina

Island Niger Tansania

Botsuana Israel Nigeria Thailand
Bouvetinsel Italien Niue Timor-Leste
Brasilien Jamaika Nordkorea Togo
Britische 
Jungferninseln

Japan Nördliche 
Marianen

Tokelau

Britisches 
Territorium im 
Indischen Ozean

Jemen Nordmazedonien Tonga

Brunei Jersey Norfolkinsel Trinidad und 
Tobago

Bulgarien Jordanien Norwegen Tschad
Burkina Faso Kaimaninseln Oman Tschechien
Burundi Kambodscha Österreich Tunesien
Cabo Verde Kamerun Pakistan Türkei
Chile Kanada Palästina Turkmenistan
China Kasachstan Palau Turks- und 

Caicosinseln
Clipperton Katar Panama Tuvalu
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Cookinseln Kenia Papua-
Neuguinea

Uganda

Costa Rica Kirgisistan Paraguay Ukraine
Côte d’Ivoire Kiribati Peru Ungarn
Curaçao Kleinere 

Amerikanische 
Überseeinseln

Philippinen Uruguay

Dänemark Kokosinseln 
(Keelinginseln)

Pitcairninseln Usbekistan

Das Kosovo Kolumbien Polen Vanuatu
Demokratische 
Republik Kongo

Komoren Portugal Vatikanstadt

Deutschland Kongo Puerto Rico Venezuela
Dominica Kroatien Réunion Vereinigte 

Arabische 
Emirate

Dominikanische 
Republik

Kuba Ruanda Vereinigtes 
Königreich

Dschibuti Kuwait Rumänien Vereinigte 
Staaten

Ecuador Laos Russland Vietnam
El Salvador Lesotho Salomonen Wallis und 

Futuna
Eritrea Lettland Sambia Weihnachtsinsel
Estland Libanon Samoa Westsahara
Eswatini Liberia San Marino Zentralafrikanisc

he Republik
Falklandinseln Libyen São Tomé und 

Príncipe
Zypern

Färöer Liechtenstein Saudi-Arabien

Die Kommission wird alle Beiträge zu dieser öffentlichen Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst 
entscheiden, ob Ihre Angaben bei der Veröffentlichung Ihres Beitrags offengelegt werden oder ob Sie 
anonym bleiben. Aus Gründen der Transparenz werden stets die Teilnehmerkategorie (z. B. 
„Wirtschaftsverband“, „Verbraucherverband“, „EU-Bürger/in“), das Herkunftsland und ggf. der 
Name und die Größe der Organisation sowie deren Transparenzregisternummer veröffentlicht. Ihre 

 Wählen Sie die Datenschutzoption aus, die E-Mail-Adresse wird zu keinem Zeitpunkt veröffentlicht.
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Ihnen am meisten zusagt. Die Standarddatenschutzoptionen richten sich nach der gewählten 
Teilnehmerkategorie.

Datenschutzeinstellungen für die Veröffentlichung des Beitrags
Die Kommission wird die Antworten auf diese öffentliche Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst 
entscheiden, ob Ihre Angaben offengelegt werden oder ob Sie anonym bleiben.

Anonym
Es werden nur Angaben zur Organisation veröffentlicht: Die 
Teilnehmerkategorie, der Name und die Transparenzregisternummer der 
Organisation, in deren Namen Sie an der Konsultation teilnehmen, sowie 
deren Größe und Herkunftsland und Ihr Beitrag werden in der eingegangenen 
Form veröffentlicht. Ihr Name wird nicht veröffentlicht. Bitte machen Sie in 
Ihrem Beitrag keine personenbezogenen Angaben, wenn Sie anonym bleiben 
möchten.
Öffentlich 
Angaben zur Organisation und zum Konsultationsteilnehmer werden 
veröffentlicht: Die Teilnehmerkategorie, der Name und die 
Transparenzregisternummer der Organisation, in deren Namen Sie an der 
Konsultation teilnehmen, sowie deren Größe und Herkunftsland und Ihr 
Beitrag werden veröffentlicht. Ihr Name wird ebenfalls veröffentlicht.

Ich stimme den  zuDatenschutzbestimmungen

1. Sind Sie mit dem Verursacherprinzip vertraut?
Ich habe vor dieser Umfrage noch nie vom Verursacherprinzip gehört.
Ich habe nur eine allgemeine Vorstellung davon, was das Verursacherprinzip 
ist.
Ich bin mit dem Verursacherprinzip vertraut.

2. Wie gut sind Sie mit der Umsetzung des Verursacherprinzips vertraut?
Ich habe keine Vorstellung davon, wie das Prinzip umgesetzt wird.
Ich bin nur mit der Umsetzung in nationales Recht vertraut.
Ich bin mit der Umsetzung des Prinzips in mindestens eine der EU-
Umweltvorschriften vertraut.
Ich bin mit der Umsetzung des Prinzips in verschiedene EU-
Umweltvorschriften vertraut.

*

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
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3. Wie wichtig ist es Ihrer Ansicht nach, die Umsetzung des Verursacherprinzips 
sicherzustellen?

Ich halte es für sehr wichtig.
Ich halte es für wichtig.
Ich halte es für wichtig, aber nur in begrenztem Maße.
Ich halte es nicht für wichtig.

Teil I: Wirksamkeit
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4. Inwieweit tragen die Verursacher von Umweltverschmutzung in den folgenden Sektoren Ihrer Meinung nach die Kosten 
für die Verschmutzung, für die sie unmittelbar verantwortlich sind? [Bewerten Sie von 1 „Überhaupt nicht“ bis 5 „In zu 
großem Umfang“ oder wählen Sie „Weiß nicht“.]

1
Überhaupt 

nicht

2
In 

unzureichendem 
Umfang

3
In 

gewissem 
Umfang

4
In 

ausreichendem 
Umfang

5
In zu 

großem 
Umfang

Weiß 
nicht

Land- und Forstwirtschaft und Fischerei

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden

Herstellung von Nahrungsmitteln und Getränken

Tabakverarbeitung

Herstellung von Textilien, Bekleidung, Leder und ähnlichen 
Erzeugnissen

Herstellung von Holz, Papier und ähnlichen Erzeugnissen

Kokerei und Mineralölverarbeitung

Herstellung von Chemikalien und chemischen Erzeugnissen 
einschließlich pharmazeutischer Inhaltsstoffe und Produkte

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren

Herstellung von Grundmetallen und Metallerzeugnissen

Herstellung von Elektro- und Elektronikgeräten

Herstellung von Fahrzeugen, Transport- und 
Aufbewahrungsmitteln

Energieversorgung (Strom, Gas, Dampf, Klimatisierung)
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Wasserversorgung; Abwasserentsorgung; Abfallbewirtschaftung 
und Beseitigung von Umweltverschmutzungen

Bauwesen

Groß- und Einzelhandel

Erbringung nichtfinanzieller Dienstleistungen

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen

Öffentliche Verwaltung, Verteidigung

Sonstige
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Falls Sie „Sonstige“ angegeben haben, bitte ausführen:

5. Inwieweit sind Ihrer Meinung nach die folgenden Instrumente zur Umsetzung 
des Verursacherprinzips wirksam, um durch menschliche Tätigkeiten verursachte 
Umweltverschmutzung ? [Bewerten Sie jedes zu verhindern bzw. zu verringern
Instrument von 1 „Gänzlich unwirksam“ bis 5 „Sehr wirksam“ oder wählen Sie 
„Weiß nicht.“]

1
Gänzlich 

unwirksam
2 3 4

5
Sehr 

wirksam

Weiß 
nicht

Regelungs- und Kontrollmaßnahmen 
(Genehmigungsverfahren, Verbote, 
Emissionsgrenzwerte, 
Verwaltungsanordnungen und Sanktionen)

Marktgestützte/wirtschaftliche Instrumente 
(Subventionen/Einspeisetarife, Steuern, 
Abgaben, Gebühren, handelbare Zertifikate und 
Quoten, Zahlungen für 
Ökosystemdienstleistungen, 
Haftungsvorschriften)

Freiwillige Ansätze (freiwillige Vereinbarungen, 
Umweltmanagementsysteme (z. B. ISO 14001), 
Kennzeichnung (z. B. Umweltzeichen)

Internationale Abkommen (d. h. internationale 
Umweltübereinkünfte und Aufnahme von 
Umweltbestimmungen in Handelsabkommen, 
Kooperationsabkommen und Partnerschaften 
mit Drittländern)

6. Nicht die gesamte Umweltverschmutzung wird verringert oder gestoppt. 
Inwieweit sind Ihrer Meinung nach die folgenden Instrumente zur Umsetzung des 
Verursacherprinzips wirksam, um der verbleibenden durch menschliche Tätigkeiten 
verursachten Umweltverschmutzung ? [Bewerten Sie jedes ein Ende zu setzen
Instrument von 1 „Gänzlich unwirksam“ bis 5 „Sehr wirksam“ oder wählen Sie 
„Weiß nicht“.]

1
Gänzlich 

unwirksam
2 3 4

5
Sehr 

wirksam

Weiß 
nicht

Regelungs- und Kontrollgesetzgebung 
(Genehmigungsverfahren, Verbote, 
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Emissionsgrenzwerte, 
Verwaltungsanordnungen und Sanktionen)

Marktgestützte/wirtschaftliche Instrumente 
(Subventionen/Einspeisetarife, Steuern, 
Abgaben, Gebühren, handelbare Zertifikate und 
Quoten, Zahlungen für 
Ökosystemdienstleistungen, 
Haftungsvorschriften)

Freiwillige Ansätze (freiwillige Vereinbarungen, 
Umweltmanagementsysteme (z. B. ISO 14001), 
Kennzeichnung (z. B. Umweltzeichen)

Internationale Abkommen (d. h. internationale 
Umweltübereinkünfte und Aufnahme von 
Umweltbestimmungen in Handelsabkommen, 
Kooperationsabkommen und Partnerschaften 
mit Drittländern)



13

7. Welche sind Ihrer Meinung nach die größten Hindernisse dafür, dass die Verursacher die Kosten für die 
Umweltverschmutzung tragen, für die sie verantwortlich sind? [Bewerten Sie von 1 „Nicht wichtig“ bis 5 „Sehr wichtig“ oder 
wählen Sie „Weiß nicht“.]

1
Nicht 
wichtig

2
Weniger 
wichtig

3
Relativ 
wichtig

4
Wichtig

5
Sehr 

wichtig

Weiß 
nicht

Das Verursacherprinzip wird von den umweltschädlichsten Industrieanlagen umgesetzt, 
aber nicht von allen.

Öffentliche Mittel werden eingesetzt, um Maßnahmen zur Vermeidung und Eingrenzung 
der Umweltverschmutzung zu unterstützen, anstatt die Verursacher dafür zahlen zu lassen.

Öffentliche Mittel werden für Maßnahmen zur Beseitigung der Umweltverschmutzung 
verwendet, obwohl die Verursacher bekannt sind, tatsächlich existieren und haftbar 
gemacht werden könnten.

Nationale Behörden setzen das Umweltrecht nicht durch und ziehen die Verursacher nicht 
zur Verantwortung.

Industrieanlagen haften nicht für Umweltschäden (weil dies nicht von den nationalen 
Haftungsvorschriften oder der EU-Umwelthaftungsrichtlinie abgedeckt wird).

Das Verursacherprinzip wird nur teilweise umgesetzt, da die Verursacher nicht verpflichtet 
sind, die gesellschaftlichen Kosten der Auswirkungen der Restverschmutzung (d. h. der 
Verschmutzung im Rahmen der gesetzlichen Grenzwerte) zu tragen.

Der Preis von Produkten und Dienstleistungen umfasst (internalisiert) die Umweltschäden 
(externe Effekte) des Lebenszyklus von Produkten und Dienstleistungen nicht in vollem 
Maße.

Es ist schwierig, die Verursacher zu ermitteln und sie zur Rechenschaft zu ziehen, wenn 
die Verschmutzung aus diffusen Quellen, die schwer rückverfolgbar sind, herrührt.
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Die EU-Mitgliedstaaten ergänzen die Einnahmen oder senken die Kosten von 
Verbrauchern und Erzeugern durch Subventionen, die zu einer Zunahme negativer 
Umweltauswirkungen führen (umweltschädlich wirkende Subventionen).

Bedenken hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit der EU gegenüber Nicht-EU-Ländern, die 
das Prinzip anders umsetzen, was möglicherweise zur Verlagerung der Produktion (und 
der damit verbundenen Umweltverschmutzung) außerhalb der EU führt

Bedenken hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit zwischen EU-Ländern, die das Prinzip 
unterschiedlich umsetzen

Bedenken hinsichtlich der sozialen Auswirkungen einer umfassenderen Umsetzung des 
Prinzips (z. B. auf finanzschwächere Haushalte)

Mangelnde politische Bereitschaft zur Einführung und Durchsetzung des Prinzips
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8. Gibt es Ihrer Meinung nach noch weitere Faktoren, die die wirksame Umsetzung 
des Verursacherprinzips sowie die vollständige Erreichung aller entsprechenden 
Ziele behindern?

Teil II: Effizienz
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9. Ruft die Umsetzung des Verursacherprinzips Ihrer Meinung nach unverhältnismäßige Kosten für Betreiber und 
Verbraucher hervor? [Bitte bewerten Sie, inwieweit Sie den folgenden Aussagen zustimmen von 1 „Stimme überhaupt 
nicht zu“ bis 5 „Stimme vollkommen zu“ oder wählen Sie „Weiß nicht“.]

1
Stimme 

überhaupt 
nicht zu

2
Stimme 

eher 
nicht zu

3
Weder 
- noch

4
Stimme 

zu

5
Stimme 

vollkommen 
zu

Weiß 
nicht

Die Umsetzung des Verursacherprinzips hat zu unverhältnismäßig hohen 
Kosten bei der Herstellung von Produkten und der Erbringung von 
Dienstleistungen durch EU-Unternehmen geführt.

Die Umsetzung des Verursacherprinzips hat für die Verbraucher in der EU zu 
unverhältnismäßig hohen Preisen von Produkten und Dienstleistungen geführt.

Die Kosten der Umsetzung des Verursacherprinzips haben sich negativ auf die 
Rentabilität und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen in der EU gegenüber 
ihren Wettbewerbern ausgewirkt.
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10. Sind aus der Umsetzung des Verursacherprinzips Ihrer Meinung nach 
Nachteile für einige soziale Gruppen erwachsen?

Ja
Nein
Teilweise
Weiß nicht

Wenn Sie möchten, können Sie hier Beispiele nennen.

Teil III: Relevanz

11. Inwieweit trägt die Umsetzung des Verursacherprinzips Ihrer Meinung nach zur 
Verwirklichung der folgenden Ziele des europäischen Grünen Deals bei? [Bitte 
bewerten Sie von 1 „Überhaupt nicht“ bis 5 „In vollem Maße“ oder wählen Sie 
„Weiß nicht“.]

1
Überhaupt 

nicht
2 3 4

5
In 

vollem 
Maße

Weiß 
nicht

Null-Schadstoff-Ziel für eine schadstofffreie 
Umwelt

Erhaltung und Wiederherstellung von 
Ökosystemen und biologischer Vielfalt
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Ein faires, gesundes und umweltfreundliches 
Lebensmittelsystem

Raschere Umstellung auf eine nachhaltige und 
intelligente Mobilität

Energie- und ressourcenschonendes Bauen und 
Renovieren

Mobilisierung der Industrie für eine saubere und 
kreislauforientierte Wirtschaft

Versorgung mit sauberer, erschwinglicher und 
sicherer Energie

Ambitioniertere Klimaschutzziele der EU 
für 2030 und 2050

Gerechter Übergang, bei dem niemand 
zurückgelassen wird

12. Ist die Art und Weise der Umsetzung des Verursacherprinzips im Besitzstand 
der Union Ihrer Meinung nach geeignet, um neue oder neu entstehende 
Umweltprobleme und technologische Veränderungen zu bewältigen (d. h. 
Herausforderungen, die noch nicht allgemein anerkannt sind, aber möglicherweise 
erhebliche Auswirkungen auf das Wohlergehen der Menschen und die Umwelt 
haben, wie neue Werkstoffe und neue Produktionsmethoden oder die zunehmende 
Nutzung digitaler Instrumente)?

Geeignet
Weder geeignet noch ungeeignet
Ungeeignet
Weiß nicht

Teil IV: Kohärenz
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13. Wird das Verursacherprinzip Ihrer Meinung nach in den folgenden Bereichen kohärent und konsequent umgesetzt? 
[Bitte bewerten Sie von 1 „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 5 „Stimme vollkommen zu“ oder wählen Sie „Weiß nicht“.]

1
Stimme 

überhaupt 
nicht zu

2
Stimme 

eher nicht 
zu

3
Weder 
- noch

4
Stimme 

zu

5
Stimme 

vollkommen 
zu

Weiß 
nicht

Im Rahmen aller umweltpolitischer Maßnahmen und Mechanismen auf 
EU-Ebene

Im Rahmen aller umweltpolitischer Maßnahmen und Mechanismen auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten

In allen relevanten Politikbereichen (z. B. Landwirtschaft, Verkehr, 
Handel) und Strategien auf EU-Ebene

In allen relevanten Politikbereichen (z. B. Landwirtschaft, Verkehr, 
Handel) und Strategien auf Ebene der Mitgliedstaaten

In Handelsabkommen
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14. Welche Auswirkungen hat die Umsetzung des Verursacherprinzips in der EU Ihrer Meinung nach außerhalb der EU? 
[Bitte bewerten Sie von 1 „Sehr negativ“ bis 5 „Sehr positiv“ oder wählen Sie „Weiß nicht“.]

1
Sehr 

negativ

2
Negativ

3
Weder positiv 
noch negativ

4
Positiv

5
Sehr 
positiv

Weiß 
nicht

Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Wirtschaftszweige 
gegenüber Nicht-EU-Wirtschaftszweigen

Auswirkungen auf das Umweltrecht in anderen stark entwickelten Regionen der 
Welt

Auswirkungen auf das Umweltrecht in den am wenigsten entwickelten Ländern
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Teil V: EU-Mehrwert

15. Inwieweit haben die EU-Anforderungen Ihrer Meinung nach dazu geführt, dass 
Ihr Mitgliedstaat das Verursacherprinzip in nationale Politik umgesetzt hat?

In hohem Maße
Teilweise
Überhaupt nicht
Weiß nicht

16. Marktgestützte Instrumente auf der Ebene der Mitgliedstaaten sind ein Ansatz 
zur Anwendung des Verursacherprinzips bei Umweltverschmutzung. Gibt es Fälle, 
in denen Sie der Ansicht sind, dass das Verursacherprinzip durch ein 
marktgestütztes Instrument auf EU-Ebene besser hätte umgesetzt werden können 
(z. B. Steuern, Abgaben, Gebühren, handelbare Zertifikate und Quoten, Zahlungen 
für Ökosystemdienstleistungen)? Bitte erläutern Sie Ihre Antwort unten und nennen 
Sie ggf. konkrete Beispiele.

Falls Sie weitere Anmerkungen oder Vorschläge zur Bewertung der Umsetzung 
des Verursacherprinzips in den Rechtsvorschriften der EU machen möchten, 
können Sie das an dieser Stelle tun.
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Wenn Sie einen ausführlicheren Beitrag oder Hintergrundinformationen übermitteln möchten, die uns 
helfen, Ihre Antworten zu verstehen, machen Sie das bitte an dieser Stelle. [Bitte beachten Sie, dass die 
maximale Dateigröße 1 MB beträgt; es können jedoch mehrere Dateien hochgeladen werden.]

Bitte laden Sie Ihr(e) Dokument(e) hoch.
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

Contact

ENV-CONSULTATION-ON-PPP@ec.europa.eu




